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betr. Ausbiidungschancen für behinderte Jugendiiche 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 29. September 1975 - VR 3 - 68 - 
die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

1. Allgemeines 

Die Bundesregierung sieht in der dauerhaften Ein- 
gliederung behinderter Jugendlicher in Arbeit, Be- 
ruf und Gesellschaft eine zentrale sozial- und 
bildugspolitische Aufgabe, an deren Erfüllung alle 
Teile unserer Gesellschaft mitwirken müssen. Be- 
reits mit ihrem „Aktionsprogramm zur Förderung 
der Rehabilitation der Behinderten" und den darauf 
beruhenden vielfältigen Initiativen hat die Bundes- 
regierung deutlich gemacht, daß sie bereit ist, das in 
ihrer Macht Stehende dazu beizutragen. 

Wesentliche Voraussetzung für eine dauerhafte Ein- 
gliederung in das Arbeitsleben ist nach Auffassung 
der Bundesregierung eine möglichst qualifizierte Be- 
rufsausbildung der behinderten Jugendlichen. An- 
sonsten sind Behinderte bei der Vermittlung von 
Arbeitsplätzen erheblich benachteiligt und bei Be- 
schäftigungskrisen besonders gefährdet. Für viele 
behinderte Jugendliche ist darüber hinaus die quali- 
fizierte berufliche Tätigkeit ein notwendiges und be- 
sonders geeignetes Mittel, ihre Fähigkeit zu einer 
vollwertigen Mitarbeit in der Gesellschaft zu bestä- 
tigen und Benachteiligungen zu überwinden, die sich 
im Alltag aus einer Behinderung ergeben können. 
Nicht zuletzt dank des von der Bundesregierung in 
den letzten Jahren auf der Grundlage des „Aktions- 
programms Rehabilitation" eingeleiteten Ausbaus 
moderner Rehabilitationsstätten, der von einer we- 
sentlichen Verbesserung der gesetzlichen Grund- 
lagen für die Wiedereingliederung Behinderter be- 


gleitet wurde, ist die berufliche Bildung Behinderter 
heute zum wesentlichen Bestandteil einer modernen 
beruflichen Rehabilitation geworden. Die Bundes- 
regierung strebt im Rahmen der Reform der beruf- 
lichen Bildung an, daß die Berufsausbildung Behin- 
derter Teil der gesamten Bildungspolitik wird. Sie 
hat durch die Aufnahme eines besonderen Kapitels 
in den Entwurf des Berufsbildungsgesetzes klarge- 
stellt, daß dieser Entwurf auch für die berufliche 
Bildung Behinderter gelten soll. 

Die Zahl der behinderten Jugendlichen ist nicht 
exakt abzuschätzen. Unter den derzeit 15jährigen 
befinden sich nach Untersuchungen der Kultusmini- 
ster der Länder, die auch der Planung des Sonder- 
schulwesens der Bundesrepublik Deutschland zu- 
grunde liegen, schätzungsweise bis zu 68 000 behin- 
derte Jugendliche der verschiedensten Behinde- 
rungsarten, die während der schulischen Bildung 
besonderer Hilfen in Sonderschulen bedurften oder 
bedurft hätten. Sie gliedern sich in etwa 1800 Kör- 
perbehinderte, 130 Blinde, 900 Sehbehinderte, 450 
Gehörlose, 1600 Schwerhörige, 5400 geistig Behin- 
derte und 4500 Sprachbehinderte. Den größten An- 
teil stellen die Lernbehinderten mit etwa 36 000 
Jugendlichen. Die Zahl der Verhaltensgestörten und 
ambulant Therapiebedürftigen wird mit rund 17 200 
geschätzt. 

Diese Zahlen müssen allerdings im Hinblick auf die 
Notwendigkeit einer behindertenspezifischen Be- 
rufsausbildung kritisch überprüft werden. Einmal 
umfassen sie nicht alle behinderten Jugendlichen 
eines Jahrganges, sondern nur diejenigen, die nach 
den Kriterien der Kultusminister der Länder sonder- 
schulbedürftig sind. Zum anderen ist für die Planung 
der notwendigen Ausbildungsplätze für behinderte 
Jugendliche nicht die Sonderschulbedürftigkeit ent- 
scheidend. Ausschlaggebend ist vielmehr, inwieweit 
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die sonderschulbedürftigen Jugendlichen auch wäh- 
rend der Berufsausbildung auf besondere Lernorte 
oder auf inhaltliche und methodische Abweichungen 
vom allgemeinen Ausbildungsgang angewiesen 
sind. Der Umfang behindertenspezifischer Berufs- 
ausbildung ist daher im wesentlichen bestimmt von 
den Eingliederungserfolgen der Sonderschulen und 
der Art und Schwere der Behinderung. 

Von der Bundesregierung veranlaßte empirische 
Untersuchungen, bei denen die individuellen Ver- 
hältnisse besonders berücksichtigt werden konnten, 
bestätigen, daß bei den jährlich von Schulen ent- 
lassenen Sonderschulbedürftigen im wesentlichen 
drei Gruppen zu unterscheiden sind: 

1. Die erste und zahlenmäßig größte Gruppe stellen 
die Jugendlichen, die trotz einer Behinderung zu 
einer gemeinsamen Berufsausbildung mit Nicht- 
behinderten an den allgemeinen Lernorten in der 
Lage sind, sei es unmittelbar im Anschluß an den 
Schulbesuch oder nach entsprechender Befähi- 
gung durch eine gezielte berufsvorbereitende 
Förderung. Diese kann entweder im schulischen 
Bereich in besonderen berufsbefähigenden Bil- 
dungslehrgängen oder aber in Form der von der 
Bundesanstalt für Arbeit finanziell getragenen 
Förderungslehrgänge zur Vorbereitung auf die 
Berufsausbildung erfolgen. Viele behinderte Ju- 
gendliche sind auch zu einer gemeinsamen prak- 
tischen Unterweisung mit Nichtbehinderten im 
Betrieb in der Lage, wenn nur der theoretische 
Unterricht in Berufssonderschulen erfolgt. 

2. Eine zweite, kleinere Gruppe unter den Behin- 
derten ist nur in einer besonderen, auf ihre Be- 
hinderungsart und deren Auswirkungen einge- 
stellte Ausbildungsorganisation zu einer Berufs- 
ausbildung fähig. Dies gilt für Jugendliche, deren 
Behinderung besondere Ausbildungsmethoden 
und technische Vorkehrungen erforderlich macht 
(z. B. Blinde oder Hörgeschädigte) oder wenn 
Ausbildungsinhalte behindertengerecht modifi- 
ziert werden müssen, ohne daß dafür bereits 
allgemein gültige Regeln entwickelt worden 
sind. 

Eine Ausbildung in besonderen Ausbildungsstät- 
ten ist ferner geboten, wenn Voraussetzung für 
den Ausbildungserfolg das Vorhandensein einer 
kontinuierlichen ausbildungsbegleitenden ärzt- 
lichen oder sonder-pädagogischen Betreuung ist. 
Die dafür notwendigen räumlichen und personel- 
len Voraussetzungen können in der Regel nur an 
spezialisierten Ausbildungsstätten vorgehalten 
werden. Zahlenmäßig dürfte diese Gruppe etwa 
10 bis 20 V. H. der jährlich aus den Schulen ent- 
lassenen Sonderschulbedürftigen umfassen, wo- 
bei einzelne Behinderungsarten, etwa Blinde, 
Hörgeschädigte oder Körperbehinderte einen be- 
sonders hohen Anteil stellen. Für diese Gruppe 
von Jugendlichen müssen vor allem Berufsbil- 
dungswerke als überbetriebliche Ausbildungs- 
stätten geschaffen werden. 

3. Ein weiterer Teil der Jugendlichen schließlich 
ist infolge der Behinderung zu einer systemati- 


schen und nach generellen Regeln verlaufenden 
Berufsausbildung nicht in der Lage. Dies wird zu 
einem großen Teil für geistig Behinderte zutref- 
fen, zu einem geringeren Teil bei Behinderten 
anderer Behinderungsarten. Soweit diese Ju- 
gendlichen nicht unmittelbar auf einen Arbeits- 
platz im freien Arbeitsmarkt vermittelt werden 
können, sind besondere Eingliederungsmaßnah- 
men notwendig. Das geschieht in „Lehrgängen 
zur Verbesserung der Eingliederungsmöglichkei- 
ten", vor allem in Werkstätten für Behinderte. 
Dort müssen die behinderten Jugendlichen so- 
weit gefördert werden, daß sie in einer Werk- 
stätte oder auch auf dem freien Arbeitsmarkt 
entsprechend ihren Fähigkeiten auf Dauer 
beschäftigt werden können. 

Die Bundesregierung richtet ihre Politik zur 
beruflichen Eingliederung der behinderten Ju- 
gendlichen nach diesen Gegebenheiten aus. Sie 
ist bestrebt, dabei ein möglichst differenziertes 
System von Hilfen aufzubauen, das der indivi- 
duellen Situation der Behinderten ebenso Rech- 
nung trägt wie den bildungs- und arbeitsmarkt- 
politischen Erfordernissen. Grundsätzlich ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß dort, wo 
keine Nachteile für die behinderten Jugendlichen 
zu befürchten sind, alle Bemühungen darauf ge- 
richtet werden müssen, eine gemeinsame Ausbil- 
dung mit Nichtbehinderten zu ermöglichen. Eine 
von der Behinderung her nicht zwingend gebo- 
tene Isolierung ist zu vermeiden. Dies gilt auch 
dann, wenn eine vorübergehende Verknappung 
des allgemeinen Ausbildungsstellenangebots sich 
als nachteilig auch für Behinderte auswirkt. Es 
wäre falsch, dem durch eine Herausnahme der 
Behinderten aus dem allgemeinen System der 
Berufsausbildung zu begegnen. Auch im Inter- 
esse der Behinderten sind hier vor allem wirk- 
same Maßnahmen und gesetzliche Regelungen 
zur allgemeinen Sicherung eines ausreichenden 
Angebots qualifizierter Ausbildungsplätze erfor- 
derlich, die flankiert sein müssen von einer Ver- 
besserung auch der spezifischen Hilfen für die 
Behinderten. 


IL Zu den einzelnen Fragen 

1. Wie viele Behinderte haben sich in den Jahren 
ab 19G5 bei den Arbeitsämtern um Ausbildungs- 
verträge bemüht, und wie hoch war der Anteil 
der vermittelten Behinderten? 

Wie viele Behinderte haben in diesen Jahren 
nach Abschluß der Schule unmittelbar eine Ar- 
beit aufgenommen? Welche Gründe sind nach 
Ansicht der Bundesregierung dafür ausschlag- 
gebend? 

Die Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für 
Arbeit enthält zur Frage, wie viele behinderte Ju- 
gendliche in Berufsausbildungsstellen oder in Ar- 
beitsstellen vermittelt worden sind, Zahlen erst ab 
1971/1972. Danach ergibt sich folgendes Bild: 
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1971/1972 

1972/1973 

1973/1974 

I. Beratene Schulabgänger insgesamt 

32 428 

30 724 

30 508 

darunter: für Berufsausbildungsstellen entschieden sich 

9 030 

7 119 

5 343 

für eine Arbeitsstelle entschieden sich 
beraten wegen des Besuchs von 

7 806 

6 247 

5 569 

Fachhoch- oder Hochschulen 

188 

215 

154 

Berufsfach-, Fach- oder Fachoberschulen 

1 103 

1 000 

1 143 

schulische Berufsausbildungsstätte nachgewiesen 

1 000 

855 

504 

noch nicht untergebracht *) 

1 232 

1 292 

2 148 

11. Ratsuchende aus früheren Schulentlaß jahren insgesamt 

24 459 

23 489 

26 003 

darunter: für Berufsausbildungsstellen entschieden sich 

4 833 

^4 218 

4 118 

für eine Arbeitsstelle entschieden sich 

beraten wegen des Besuchs von 

5 261 

4918 

5 646 

Fachhoch- oder Hochschulen 

200 

235 

225 

Berufsfach-, Fach- oder Fachoberschulen 

596 

440 

452 

schulische Berufsausbildungsstätte nachgewiesen 

617 

359 

302 

noch nicht untergebracht *) 

1 785 

2 168 

3 542 


I. und II. = In der Berufsberatung der Arbeitsämter beratene Behinderte insgesamt 
*) einschließlich der schon vermittelten Ratsuchenden, für deren Einstellung noch die Bestätigung aussteht 


Ergänzend wird bemerkt, daß jährlich etwa 13 500 
Jugendliche im Hinblick auf die Aufnahme in Lehr- 
gänge zur Verbesserung der Eingliederungsmög- 
lichkeiten beraten werden. 

Die Bundesregierung hält es für dringend erforder- 
lich, daß im gesamten Bereich der beruflichen Bil- 
dung die Voraussetzungen für die Gewinnung besse- 
rer statistischer Daten geschaffen werden. Aus die- 
sem Grunde wurden entsprechende Vorschriften 
über den Berufsbildungsbericht und die Berufsbil- 
dungsstatistik in den Regierungsentwurf des Berufs- 
bildungsgesetzes aufgenommen. 


2. Wieviel Prozent der Abgänger von Sonder- 
schulen konnten in den Jahren ab 1965 ein Aus- 
bildungsverhältnis bzw. eine Arbeit finden? 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
im laufenden Jahr? 

Gesicherte Unterlagen zu dieser Frage liegen der- 
zeit nicht vor. In der Berufsberatungsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit sind die Abgänger von 
Sonderschulen nur zum Teil gesondert ausgewiesen. 
Auch eine Sondererhebung bei der Bundesanstalt 
für Arbeit würde zu keiner repräsentativen Aussage 
führen, weil nur ein Teil der Sonderschulabgänger 
die Berufsberatung der Bundesanstalt für Arbeit in 
Anspruch nimmt. Eine von der Bundesregierung im 
Rahmen des Aktionsprogramms Rehabilitation ver- 
anlaßte empirische Untersuchung über den bis zum 
Jahre 1974 erfolgten Ausbildungs- und Berufs ver- 
lauf von Jugendlichen, die im Jahre 1968 die Son- 
derschulen (mit Ausnahme der Sonderschulen für 
geistig Behinderte) verlassen haben, ergab, daß 
etwa 82 v. H. dieser Jugendlichen in das Erwerbs- 
leben eingegliedert werden konnten. Davon haben 
60,3 V. H. der Jugendlichen ein Ausbildungsverhält- 


I nis mit einer Prüfung abgeschlossen, 39,7 v. H. 

I haben eine ungelernte Tätigkeit aufgenommen oder 
ein Ausbildungsverhältnis abgebrochen. 

Wegen der angespannten Situation auf dem Aus- 
bildungsstellenmarkt wird es im Jahre 1975 aller- 
I dings erheblich schwieriger sein, vor allem Absol- 
venten von Sonderschulen für Lernbehinderte in 
Berufsausbildungsstellen zu vermitteln. 


3. In welchem Umfang hat die öffentliche Hand in 
ihrem Bereich Ausbildungsplätze für behinderte 
Jugendliche zur Verfügung gestellt? 

Was ist von seiten der Bundesregierung veran- 
laßt worden, damit wenigstens anteilmäßig die 
verfügbaren Ausbildungsplätze mit schwerbe- 
hinderten Jugendlichen besetzt werden? 

Gedenkt die Bundesregierung für alle Ressorts 
und Bereiche die Erlasse des Bundesministers 
für Verkehr und der Deutschen Bundesbahn zu 
übernehmen, nach denen die Bewerbungen von 
schwerbehinderten Jugendlichen für Ausbil- 
dungsplätze in jedem Einzelfall sorgfältig und 
wohlwollend geprüft werden sollen? 

Durch das neue Schwerbehindertengesetz vom 
29. April 1974 sind auch die Arbeitgeber der öffent- 
lichen Hand voll in den Anwendungsbereich des 
Gesetzes einbezogen worden. Als Arbeitsplätze im 
Sinne dieses Gesetzes, die bei der Pflicht zur Be- 
schäftigung Schwerbehinderter zu berücksichtigen 
sind, werden erstmals auch Stellen angesehen, auf 
denen Auszubildende beschäftigt werden. Ein zu- 
sätzlicher Anreiz ist dadurch geschaffen worden, 
daß Auszubildende auf mehr als einen Pflichtplatz 
angerechnet werden können. 

Eine vorläufige Umfrage im öffentlichen Bereich er- 
gab, daß die Bereitschaft, Arbeits- und Ausbildungs- 
plätze für behinderte Jugendliche zur Verfügung zu 
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stellen und damit der Förderung des Schwerbehin- 
dertengesetzes Rechnung zu tragen, im Bereich der 
öffentlichen Hand vorhanden ist. So weisen z. B. Er- 
lasse des Bundesministers für Verkehr und des Bun- 
desministers für das Post- und Fernmeldewesen die 
zuständigen Dienststellen sowie Ober- und Mittel- 
behörden des jeweiligen Geschäftsbereiches an, bei 
der Besetzung freier Arbeitsplätze und Ausbil- 
dungsplätze in jedem Einzelfall sorgfältig und wohl- 
wollend zu prüfen, ob sie für Schwerbehinderte ge- 
eignet sind. Dabei sollen alle Möglichkeiten der 
Begründung eines Ausbildungsverhältnisses mit 
einem schwerbehinderten Jugendlichen ausge- 
schöpft werden. Die Hauptverwaltung der Deut- 
schen Bundesbahn hat entsprechend der Empfehlung 
des Bundesministers für Verkehr die ihr unterstell- 
ten Direktionen ebenfalls gebeten, der im Schwer- 
behindertengesetz für die öffentliche Hand festge- 
legten Verpflichtung zur Beschäftigung schwerbe- 
hinderter Jugendlicher nach Möglichkeit nachzu- 
kommen. Auch im Bereich des Bundesministers der 
Verteidigung und anderer Ressorts wird bei glei- 
cher Eignung den Schwerbehinderten der Vorzug 
vor anderen Bewerbern gegeben. Genaue Zahlen 
über den Umfang der z. Z. mit Schwerbehinderten 
besetzten Ausbildungsplätze liegen allerdings noch 
nicht vor. 

Bei den genannten Ressorts, die über größere Aus- 
bildungskapazitäten verfügen, stellt die Ausbildung 
Schwerbehinderter zum Teil deshalb spezielle Pro- 
bleme, weil den besonderen Erfordernissen der Be- 
triebssicherheit, den Anforderungen bei der Erfül- 
lung der gestellten Aufgaben und den zu diesem 
Zweck bestehenden Tauglichkeitsvoraussetzungen 
Rechnung getragen werden muß. Die Entscheidung 
über die Ausbildung eines schwerbehinderten Ju- 
gendlichen kann daher nur von Fall zu Fall unter 
Berücksichtigung der Anforderungen des Ausbil- 
dungsplatzes und der Art und Schwere der Behinde- 
rung gefällt werden. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung muß in den verschiedenen Bereichen der 
öffentlichen Hand jeweils nach den dort vorliegen- 
den speziellen Voraussetzungen geprüft werden, 
welche Möglichkeiten für die Einstellung schwerbe- 
hinderter Jugendlicher bestehen. Inwieweit die not- 
wendigen Maßnahmen im Erlaßwege zu regeln sind, 
wie dies im Bereich des Bundesministers für Ver- 
kehr geschehen ist, hängt von der jeweiligen 
Organisationsstruktur und davon ab, ob Ausbil- 
dungsplätze in größerer Zahl zur Verfügung stehen. 
Vielfach wird es eines förmlichen Erlasses nicht 
bedürfen, um die Ziele des Schwerbehindertengeset- 
zes zu verwirklichen. 

Aus den vorgenannten Gründen wurde auch von 
der Festlegung einer bestimmten Quote der Aus- 
bildungsplätze für Schwerbehinderte abgesehen, zu- 
mal nicht vorherzusehen ist, ob und wie viele 
schwerbehinderte Jugendliche sich bei der einzelnen 
Behörde um Einstellung bewerben oder durch die 
Vermittlung der Arbeitsämter und Hauptfürsorge- 
stellen gewonnen werden können. 

Die Bereitschaft der Deutschen Bundespost, ca. 1800 
Ausbildungsplätze zusätzlich über den eigenen Be- 


darf hinaus generell zur Ausbildung von Jugend- 
lichen zur Verfügung zu stellen, ist zu begrüßen. 
Es läßt sich aber nicht allgemein auf den Bereich der 
öffentlichen Verwaltung ausdehnen. 

Im übrigen ist im verwaltungsinternen Bereich für 
die Unterstützung der Belange der Behinderten be- 
sonders vorgesorgt. Die Personalvertretung hat 
nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz vom 
15. März 1974 die Aufgabe, die Eingliederung und 
berufliche Entwicklung Schwerbehinderter zu för- 
dern und Maßnahmen zur beruflichen Förderung 
Schwerbehinderter zu beantragen. Darüber hinaus 
hat sich der Vertrauensmann nach dem Schwerbe- 
hindertengesetz in der Dienststelle für die Belange 
der Behinderten einzusetzen. In § 11 der Verord- 
nung über die Laufbahnen der Bundesbeamten ist 
bestimmt, daß die zuständige Behörde bei der Ein- 
stellung von Schwerbehinderten nur das Mindest- 
maß körperlicher Eignung für die betreffende Stelle 
verlangen darf. Auch im Prüfungsverfahren und bei 
der Leistungsbeurteilung sind die behinderungsbe- 
dingten Beeinträchtigungen angemessen zu berück- 
sichtigen. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Anstren- 
gungen der Wirtschaft für diesen Personen- 
kreis? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Engagement der Wirtschaft zu 
stärken? 

Die Wirtschaft hat in der Vergangenheit die für eine 
betriebliche Ausbildung in Frage kommenden be- 
hinderten Jugendlichen in großer Zahl ausgebildet 
und mit Erfolg eingegliedert. Auch die berufsvor- 
bereitenden Lehrgänge werden teilweise in von der 
Wirtschaft und ihren Organisationen getragenen 
Lehrwerkstätten durchgeführt. 

Darüber hinaus führt die Wirtschaft auch spezielle 
Ausbildungsmaßnahmen für diejenigen Jugend- 
lichen durch, die auf Grund ihrer Behinderung nicht 
im Rahmen eines normalen Ausbildungsverhält- 
nisses ausgebildet werden können. Zur Ordnung 
und Durchführung dieser Ausbildung haben die 
Industrie- und Handelskammern sowie die Hand- 
werkskammern auf der Grundlage der §§ 48, 44 
BBiG/§§ 42 b, 41 HwO zahlreiche Regelungen er- 
lassen, die das beachtliche Engagement der Wirt- 
schaft auf diesem Gebiet verdeutlichen. Das Ver- 
zeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe (Bei- 
lage zum Bundesanzeiger Nr. 156 vom 26. August 
1975) enthält in einem Anhang (S. 59 a.a.O.) eine 
Auflistung von Regelungen für insgesamt 39 Berufs- 
qualifikationen. 

Ferner unterstützt die Wirtschaft auch Maßnahmen 
des Staates, die dieser etwa im schulischen Bereich 
zur Förderung von Lernbehinderten durchführt. So 
werden beispielsweise Betriebspraktika von Son- 
derschülern ermöglicht, die diese im Rahmen ihrer 
Schulausbildung abzuleisten haben. 

Die Bundesregierung sieht keine Anhaltspunkte 
dafür, daß die Wirtschaft bei der Berufsausbildung 
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Jugendliche wegen einer Behinderung benachteiligt, 
wenn diese die gestellten Leistungsanforderungen 
erfüllen. 

Die Bereitschaft der Wirtschaft, behinderte Jugend- 
liche zur Berufsausbildung einzustellen, kann nach 
Auffassung der Bundesregierung vielfach dadurch 
gestärkt werden, daß die Leistungsfähigkeit der 
behinderten Jugendlichen durch w^irksanie berufs- 
vorbereitende Förderungsmaßnahmen erhöht wird. 
Finanzielle Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit 
an Arbeitgeber, die berufsfördernde Maßnahmen 
für Behinderte im betrieblichen Rahmen durchfüh- 
ren, sind bereits bisher nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz vorgesehen. In Frage kommt insbeson- 
dere die Gewährung von Ausbildungszuschüssen 
nach § 60 Arbeitsförderungsgesetz und von Einglie- 
derungshilfen nach §§ 56, 58 Arbeitsförderungs- 
gesetz. Die näheren Einzelheiten werden in Kürze 
in einer Anordnung des Verwaltungsrats der Bun- 
desanstalt für Arbeit neu geregelt werden. Zusätz- 
lich zu den im Arbeitsförderungsgesetz vorgesehe- 
nen Hilfen hat das am 1. Mai 1974 in Kraft getretene 
neue Schwerbehindertengesetz in § 7 Abs. 7 Ver- 
günstigungsmöglichkeiten für Betriebe geschaffen, 
die Schwerbehinderte zur Berufsausbildung einstel- 
len. Diese Schwerbehinderten können bei der Er- 
füllung der Pflicht der Betriebe zur Beschäftigung 
von Schwerbehinderten auf mehr als einen Pflicht- 
platz angerechnet werden. 


5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um behinderten Jugendlichen die 
Aufnahme einer Ausbildung zu ermöglichen? 

Plant die Bundesregierung besondere Ausbil- 
dungsgänge für behinderte Jugendliche? 

Die Maßnahmen der Bundesregierung zielen ebenso 
auf die Schaffung ausreichender institutioneller Vor- 
aussetzungen für die Berufsausbildung behinderter 
Jugendlicher wie auf die Gewährung ausreichender 
individueller Hilfen an die einzelnen Behinderten. 

Soweit behinderte Jugendliche zu einer gemein- 
samen Ausbildung mit Nichtbehinderten an den 
allgemeinen Lernorten befähigt werden können, 
sieht die Bundesregierung die Verbesserung der 
vorberuflichen Förderungsmaßnahmen für wesent- 
lich an. Die von der Bundesanstalt für Arbeit finan- 
ziell getragenen Förderungslehrgänge zur Vorberei- 
tung auf die Berufsausbildung sind deshalb in den 
letzten Jahren erheblich verstärkt worden. An den 
Förderungslehrgängen nehmen insbesondere noch 
nicht berufsreife Abgänger von Sonderschulen für 
Lernbehinderte und auch vergleichbare Abgänger 
aus Hauptschulen teil. Die Zahl der Teilnehmer ist 
von 1100 im Jahre 1968/1969 auf insgesamt 11200 
im Juli dieses Jahres gestiegen. Daneben fördert die 
Bundesregierung in Abstimmung mit den Ländern 
Modellversuche, die zum Teil eine Verbesserung 
der Bildungsberatung zum Ziele haben, zum Teil der 
Erprobung von Sonderformen des Berufsgrundbil- 
dungsjahres dienen. Der von Bund und Ländern am 
2. Juni 1975 beschlossene „Stufenplan zu Schwer- 
punkten der beruflichen Bildung" befaßt sich eben- 


falls mit der Ausbildung behinderter Jugendlicher. 
Der Stufenplan sieht insbesondere den Ausbau 
schulischer Angebote berufsbefähigender Bildungs- 
gänge auf 20 000 Plätze vor. Nach dem Stufenplan 
soll bis 1976 geklärt werden, wie die besonderen 
Bedingungen der Lernbehinderten im Rahmen von 
Sonderformen des Berufsgrundbildungsjahres be- 
rücksichtigt werden können. 

Für behinderte Jugendliche, die zu keiner gemein- 
samen Ausbildung mit Nichtbehinderten fähig sind, 
müssen in verstärktem Maße Berufsbildungswerke 
errichtet werden. Die Bundesregierung hat gemein- 
sam mit den Ländern und der Bundesanstalt für 
Arbeit ein Konzept zur Errichtung von zunächst 
zwanzig Berufsbildungswerken im Bundesgebiet er- 
arbeitet, das schrittweise realisiert wird. Gegenwär- 
tig sind fünf Berufsbildungswerke ganz oder teil- 
weise in Betrieb, fünf weitere Berufsbildungsvverke 
stehen im Bau. Die Investitionsmittel werden ge- 
meinsam von der Bundesanstalt für Arbeit sowie 
vom Bund und den Ländern zur Verfügung gestellt. 
Die Bundesregierung hat ihre Mittel für diesen 
Zweck in den letzten Jahren ganz erheblich ge- 
steigert. 

Durch das Gesetz über die Sozialversicherung Be- 
hinderter vom 7. Mai 1975 ist ferner klargestellt 
worden, daß alle Behinderten in Berufsbildungswer- 
ken in die Versicherungspflicht der Kranken- und 
Rentenversicherung und die Beitragspflicht nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz einbezogen sind. 

Die individuellen Hilfen an behinderte Jugendliche 
werden nach Maßgabe der §§ 56, 58 Arbeitsförde- 
rungsgesetz gewährt, die im Rahmen des Gesetzes 
zur Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation 
vom 7. August 1974 neu gestaltet worden sind. Be- 
hinderte Jugendliche werden nach näherer Bestim- 
mung der neuen Anordnung Rehabilitation des Ver- 
waltungsrats der Bundesanstalt für Arbeit künftig 
insbesondere für die Dauer der Berufsausbildung 
oder auch sonstiger Berufsbildungsmaßnahmen ein 
einheitliches Ausbildungsgeld erhalten. Um behin- 
derten Jugendlichen eine auf ihre besonderen Pro- 
bleme abgestellte Berufsberatung anbieten zu kön- 
nen, hat die Bundesanstalt für Arbeit einen Teil der 
Berufsberater in den Arbeitsämtern mit der Bera- 
tung von Behinderten betraut und sie einer ent- 
sprechenden Spezialausbildung unterzogen. 

Zur Ordnung der Berufsausbildung behinderter Ju- 
gendlicher vertritt die Bundesregierung den Stand- 
punkt, daß mit allen geeigneten Mitteln versucht 
werden sollte, auch Behinderte in den bestehenden 
anerkannten Ausbildungsberufen auszubilden. Bei 
der Neuordnung der Berufsausbildung durch Aus- 
bildungsordnungen achtet die Bundesregierung dar- 
auf, daß bestimmte Ausbildungsgänge auch dem ab- 
weichenden Lernverhalten behinderter Jugendlicher 
gerecht werden. Es darf allerdings nicht übersehen 
werden, daß es Behinderte gibt, bei denen dieses 
Ziel nicht zu erreichen ist. Für diese Behinderten 
haben zahlreiche zuständige Stellen, vor allem Indu- 
strie- und Handelskammern im Rahmen ihrer nach 
den §§ 48, 44 Berufsbildungsgesetz, §§ 42 b, 41 
Handwerksordnung gegebenen Regelungsmöglich- 
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keiten Ausbildungsvorschriften erlassen. Es ist be- 
reits darauf hingewiesen worden, daß in dem vom 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
herausgegebenen Verzeichnis der anerkannten Aus- 
bildungsberufe 1975 39 solcher speziell auf die Be- 

lange Behinderter ausgerichteten Regelungen auf- 
geführt werden. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig mit Unter- 
stützung des Bundesausschusses für Berufsbildung 
und des Bundesinstituts für Berufsbildungsfor- 
schung, ob es darüber hinaus möglich und zur Er- 
leichterung der Aufnahme einer Berufsausbildung 
für Behinderte angebracht ist, durch Verordnung 
nach dem Berufsbildungsgesetz Behindertenberufe 
als Ausbildungsberufe mit bundesweiter Geltung 
anzuerkennen. Der Entwurf des Berufsbildungsge- 
setzes sieht die Möglichkeit des Erlasses besonderer 
Ausbildungsordnungen für Behinderte ausdrücklich 
vor. 


6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Verbands der Kriegs- und Wehrdienstopfer, 
Behinderten und Sozialrentner Deutschland 
e. V. (VdK), daß vorerst jährlich etwa 20 000 
Ausbildungsplätze für Behinderte in überbe- 
trieblichen Einrichtungen benötigt werden? 

Wieviel Plätze sind für diesen Personenkreis 
vorhanden, und in welchem Umfang ist ein 
Ausbau geplant? 


Die Zahl der behinderten Jugendlichen, die eine Be- 
rufsausbildung nur in Berufsbildungswerken oder 
sonstigen überbetrieblichen Ausbildungsstätten mit 
Erfolg abschließen können, ist nicht exakt zu ermit- 
teln. Sie unterliegt Schwankungen nicht nur im Zuge 
der allgemeinen Bevölkerungsentwicklung, sondern 
auch durch Veränderungen im Sonderschulbereich 
und im allgemeinen System der Berufsausbildung. 
Auf Veranlassung der Bundesregierung sind im 
Rahmen des Aktionsprogramms Rehabilitation erste 
empirische Untersuchungen zu dieser Frage unter 
den Abgängern von Sonderschulen durchgeführt 
worden. Sie kamen zum Erebnis, daß zur Zeit jähr- 
lich schätzungsweise etwa 7000 Jugendliche nur in 
Berufsbildungswerken eine Berufsausbildung ab- 
schließen können. Bei einer dreijährigen Ausbil- 
dungszeit müßten danach etwa 20 000 Plätze in Be- 
rufsbildungswerken vorhanden sein. Davon würden 
etwa 76 v. H. der Plätze für Lernbehinderte notwen- 
dig sein, 10 v. H. für Körperbehinderte und 14 v. H. 
für die übrigen Behinderungsarten. 

Unberücksichtigt dabei ist allerdings die Frage, in- 
wieweit die behinderten Jugendlichen und deren 
Eltern tatsächlich bereit sind, eine Berufsausbildung 
in Berufsbildungswerken auf sich zu nehmen. Der 
Aufbau von Berufsbildungswerken kann daher nach 
Auffassung der Bundesregierung nur schrittweise 
vorgenommen werden. Die Bundesregierung hat in 
Abstimmung mit den Ländern und der Bundes- 
anstalt für Arbeit die Absicht, zunächst zwanzig 
Berufsbildungswerke im Bundesgebiet mit insge- 
samt 6000 Ausbildungsplätzen aufzubauen. Davon 
sind zur Zeit fünf Berufsbildungswerke mit insge- 
samt etwa 1500 Plätzen ganz oder teilweise in Be- 


trieb, fünf Berufsbildungswerke befinden sich im 
Bau. 

Außer den von der Bundesregierung aufgrund ihres 
„Aktionsprogramms Rehabilitation" geplanten Be- 
rufsbildungswerken gibt es im Bundesgebiet eine 
Reihe sonstiger überbetrieblicher Ausbildungsein- 
richtungen für behinderte Jugendliche. Die Zahl der 
dort verfügbaren Ausbildungsplätze wird von den 
beteiligten Stellen auf etwa 3000 geschätzt. 

Die Bundesregierung wird nach der Schaffung der 
zunächst vorgesehenen zusätzlichen 6000 Ausbil- 
dungsplätze in Berufsbildungswerken und der dann 
vorliegenden Erfahrungen eingehend prüfen, inwie- 
weit weitere überbetriebliche Ausbildungsplätze für 
Behinderte geschaffen werden müssen. 


7. Beurteilt die Bundesregierung die Förderungs- 
maßnahmen für Behinderte nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz als ausreichend? 

Welche Mittel standen der Bundesanstalt für 
Arbeit zur institutioneilen Förderung von Ein- 
richtungen zugunsten Behinderter in den Jah- 
ren ab 1970 (nach Wirksamwerden des Arbeits- 
förderungsgesetzes) zur Verfügung? Welche 
Mittel können in diesem und voraussichtlich im 
nächsten Jahr für diese Aufgabe bereitgestellt 
werden? 

In welchem Umfang sind der Bundesanstalt für 
Arbeit angesichts der angespannten Finanzlage 
derzeit noch sogenannte „Kann-Leistungen"', 
z. B. die Förderung von Werkstätten für Behin- 
derte, möglich? Sieht die Bundesregierung das 
bestehende Netz von Werkstätten für Behin- 
derte als ausreichend an? 

In welchem Umfang kann die Bundesanstalt für 
Arbeit derzeit noch die Förderung neuer Pro- 
jekte aufnehmen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die im 
Arbeitsförderungsgesetz vorgesehenen Hilfen aus- 
reichend sind, um behinderte Jugendliche im mög- 
lichen Umfang in das berufliche Leben einzu- 
gliedern. 

Die institutioneile Förderung der Bundesanstalt für 
Arbeit wird in enger Kooperation mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung durchgeführt. 
Zur Abstimmung von grundsätzlichen Fragen der 
Konzeption bei den Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation einschließlich der Bedarfsplanung 
und regionalen Verteilung von Einrichtungen finden 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Koordinierungsgespräche unter Beteiligung der Län- 
der, der Rehabilitationsträger und der im institutio- 
nellen Bereich tätigen Träger der Freien Wohl- 
fahrtspflege statt. Die Planung überregionaler Ein- 
richtungen wird zusammen mit dem Träger der Ein- 
richtung und der Bundesanstalt für Arbeit vorberei- 
tet. Auch die Finanzierung der Projekte erfolgt in 
Abstimmung zwischen dem Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung und der Bundesanstalt für 
Arbeit. Der Finanzierungsbeitrag der Bundesanstalt 
für Arbeit hält sich dabei im Rahmen ihrer finan- 
ziellen Möglichkeiten. Die Bundesanstalt für Arbeit 
hat bisher in hervorragender Weise am Ausbau 
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moderner Ausbildungsstätten für Behinderte mit- 
gewirkt. 

Ihr standen zur institutioneilen Förderung von Ein- 
richtungen der beruflichen Rehabilitation seit 1970 
folgende Beträge zur Verfügung: 


1970 

24,2 

Mio 

DM, 

1971 

46,0 

Mio 

DM, 

1972 

85,0 

Mio 

DM, 1 

1973 

138,0 

Mio 

DM, 

1974 

143,5 

Mio 

DM, 1 

1975 

108,7 

Mio 

DM. j 


Darüber hinaus ist die Bundesanstalt Verpflichtun- j 
gen in folgender Höhe eingegangen: 

für 

1976 124,1 Mio DM, 

1977 33,9 Mio DM, 

1978 29,0 Mio DM. 

Außerdem fördert die Bundesanstalt für Arbeit im 
Rahmen der institutioneilen Förderung von Einrich- 
tungen der beruflichen Bildung nach § 50 ff. Arbeits- 
förderungsgesetz u. a. vorzugsweise Einrichtungen, i 
die berufsvorbereitende Maßnahmen durchführen. | 
Da ein Teil dieser Maßnahmen für behinderte Ju- i 
gendliche eingerichtet ist, kommt die Priorität der [ 
berufsvorbereitenden Maßnahmen bei der institu- j 
tionellen Förderung insbesondere auch den Behin- j 
derten zugute. i 

Der Haushalt der Bundesanstalt für 1976 wird z. Z. 1 
in ihren Selbstverwaltungsorganen beraten; An- i 
gaben über die Höhe der 1976 für die Förderung l 
von Einrichtungen für die berufliche Rehabilitation 
bereitstehenden Mittel können daher noch nicht | 
gemacht werden. 

Aus den 1975 zur Verfügung stehenden Mitteln sind 
der Bundesanstalt noch „Kann-Leistungen" in ge- 
wissem Umfang möglich; die Förderung neuer Pro- 
jekte muß jedoch auf wenige Ausnahmefälle be- 
schränkt werden. 

Wie die Bundesregierung wiederholt hervorge- 
hoben hat, betrachtet sie den Aufbau eines Netzes 
von leistungsfähigen Werkstätten für Behinderte 
als notwendig. Die gegenwärtig verfügbare Zahl 
von Werkstattplätzen ist unzureichend. Ein genauer 


i Überblick über das vorhandene Angebot wird aller- 
j dings erst nach Abschluß des von der Bundesanstalt 
! für Arbeit durchzuführenden Anerkennungsverfah- 
i rens nach § 55 des Schwerbehindertengesetzes mög- 
lich sein. Der Bund selbst kann jedoch aus Gründen 
der Zuständigkeit diese Werkstätten für Behinderte 
; nur fördern, wenn sie im Zonenrandgebiet liegen; 
die Hauptlast trägt die Bundesanstalt für Arbeit. 

j Was die individuelle Förderung der in den Werk- 
j Stätten tätigen Behinderten betrifft, ist darauf hin- 
zuweisen, daß nach der neuen Anordnung Rehabili- 
tation die Behinderten bei Beginn der Förderung 
ein Leistungsvermögen von 30 v. H. eines Nicht- 
behinderten aufweisen müssen, um künftig Leistun- 
gen der Bundesanstalt für Arbeit zu erhalten. Diese 
Voraussetzungen dürften nur bei einem geringen 
! Teil der auf eine Werkstatt angewiesenen Behin- 
I derten erfüllt sein. 

j Die Auswirkungen dieser neuen Regelung bleiben 
daher abzuwarten. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die weiter- 
gehenden Forderungen des VdK nach verbes- 
serten Lohnkostenzuschüssen, Mobilitätszu- 
lagen etc. (vgl. „Die Fackel“ Nr. 3/1975)? 

Die vom VdK in einer Veröffentlichung vom 1. März 
1975 erhobenen Forderungen beziehen sich zum Teil 
auf die Verbesserung der von der Bundesregierung 
Ende 1974 beschlossenen arbeitsmarktpolitischen 
Beschäitigungshiifen, die wegen der zeilliciien Be- 
fristung dieser Hilfen bis zum 31. Mai 1975 gegen- 
standslps geworden sind. Im übrigen, darauf ist 
bereits hingewiesen worden, hält die Bundesregie- 
rung die im Arbeitsförderungsgesetz vorgesehenen 
Hilfen grundsätzlich für ausreichend, um behinderte 
Jugendliche im möglichen Umfang beruflich einzu- 
gliedern. Durch die mit dem Schwerbehinderten- 
gesetz vom 29. April 1974 vollzogene Neuordnung 
des Systems der Beschäftigungspflicht sind die 
Hilfemöglichkeiten für schwerbehinderte Jugend- 
liche weiter verbessert worden. Insoweit kann auf 
die Ausführungen zu den Fragen 3 und 4 verwiesen 
werden. 
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